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Geschäftszahl – beim Antworten bitte angeben 
U-ABF-6/33/662-2026 
Innsbruck, 02.06.2026 

Abfallwirtschaftsverband Osttirol, Lienz;  
Deponie Lavant;  
1. Änderung der Deponie Lavant II;  
2. Stilllegung der gesamten Deponie Lavant II;  
Verfahren nach dem AWG 2002; 
KUNDMACHUNG 

KUNDMACHUNG 
 

I. Bezugnahme: 

Der Abfallwirtschaftsverband Osttirol betreibt aufgrund zahlreicher Bescheide der Tiroler Landesregierung, 
bzw. des Landeshauptmannes von Tirol die Deponie Lavant II.  

Mit Eingabe vom 01.12.2025 (OZl. 598), ergänzt mit den Eingaben vom 02.03.2026 (OZl. 622), vom 
03.03.2026 (OZl. 624) vom 26.03.2026 (OZl. 632) und vom 22.04.2026 (OZl. 643) hat der 
Abfallwirtschaftsverband Osttirol, vertreten durch die Ingenieurbüro Passer & Partner Ziviltechniker GmbH, 
Änderungen in Bezug auf den Abschluss der Ausbaustufe 2.2 sowie die Deponie Lavant II und folglich die 
Stilllegung der gesamten Deponie Lavant angezeigt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der Änderung der genehmigten Deponie und der Stilllegung 
um zwei getrennte Verfahren handelt. 

 

II. Kurzbeschreibung des Projektes:  

Im Teilabschnitt 2.2.1. wurde laufend Material aus der mechanisch-biologischen Abfallbehandlungsanlage 
eingebracht, wobei sich die dort anfallenden Einbaumengen kontinuierlich verringerten. 

Trotz Bemühungen, das freie Deponievolumen noch zu verfüllen, wird der Weiterbetrieb der Deponie II 
Lavant aus diversen Gründen für nicht mehr wirtschaftlich erachtet. Deshalb soll die Ausbaustufe 2.2. 
abgeschlossen und folglich die gesamte Deponie stillgelegt werden. 
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a. Änderung der Deponie: 
Ausmaß der Deponie: 

Das ursprünglich bewilligte Gesamtvolumen von rund 845.000 m³ kann nicht erreicht werden, sondern ergibt 
sich endgültig ein deutlich geringeres Schüttvolumen. Aufgrund der nunmehr geringeren Höhen- und 
Längenentwicklung gegenüber dem bewilligten Deponieprojekt ist keine nachteilige Auswirkung auf das 
Landschaftsbild zu erwarten. 

 
Umlagerungsmaßnahmen: 

Der Deponieabschnitt 2.2.2. wurde bisher nur geringfügig mit MBA-Material befüllt. Der Materialeinbau 
diente dem Nieveauausgleich zwischen Deponiesohle und den vorhandenen Randdämmen, damit eine 
provisorische Abdeckung aufgebracht und das anfallende Niederschlagswasser direkt abgeleitet und 
versickert werden konnte. 

Es ist nun vorgesehen, beim Teilabschnitt 2.2.2. die provisorische Abdichtung zu entfernen und das dort 
noch vorhandene MBA-Material auf den Deponieteilabschnitt 2.2.1. zu verbringen und so diesen Abschnitt 
zusammen mit dem weiterhin anfallenden Material aus der MBA möglichst zu verfüllen. Das dort 
eingebrachte Material soll mit einer der DVO 2008 entsprechenden Abdeckung versehen werden. 

Folgend wird beim Abschnitt 2.2.1. die endgültigen Böschungen, Randdämme sowie die Zufahrt zur 
Deponiekrone hergestellt. 

Aufgrund der geringeren Höhen- und Längenentwicklung gegenüber dem bewilligten Deponieprojekt ist 
keine nachteilige Auswirkung auf das Landschaftsbild zu erwarten. 

 
Rodungen: 

Aufgrund des zukünftigen Aufbaues der Oberflächenabdichtung sowie für die erforderlichen Maßnahmen im 
Zuge der Nachsorgephase sind weitere dauerhaften Rodungen notwendig. 

Die Gesamtfläche der Rodungen beträgt 43.928 m², wobei die Rodung einer Teilfläche von 17.990 m² bereits 
mit Bescheid des Landeshauptmannes vom 22.12.2025, Zl. U-ABF-6/33/612-2025, genehmigt wurde und 
somit die dauerhafte Rodung der verbleibenden Fläche von 25.938 m² antragsgegenständlich ist. 

 
Oberflächenabdeckung: 

Die Oberflächenabdichtung des ursprünglichen Projektes für die Deponie Lavant II aus den 1990er Jahren 
entspricht nicht mehr den zwischenzeitlich in Kraft getretenen Vorgaben der DVO und soll diese nunmehr 
dem Stand der Technik angepasst werden. 

Es ist vorgesehen die Oberflächenabdichtung für beide Teilabschnitte analog der mit Bescheid des 
Landeshauptmannes von Tirol vom 30.12.2025, Zl. U-ABF-6/33/612-2025, genehmigten Erneuerung der 
Oberflächenabdichtung der bereits stillgelegten Teile 1. und 2.1. auszuführen, wobei die Anbindung der 
einzelnen Schichten systemgerecht erfolgt. 

 

Sickerwasserspeicherkapazität und Oberflächenentwässerung: 

Die bestehende Sickerwasserspeicherkapazität liegt bei 1690 m³ und ist somit hinsichtlich der errechneten 
Sickerwassermenge von 282,9 m³ jedenfalls ausreichend. 

Unter Berücksichtigung der vorhandenen Randbedingungen nach erfolgter Stilllegung ergibt sich folgende 
neue Konsenswassermenge für die Einleitung in die Brunnenlaue: 

Bemessungsniederschlag 2020, Gitterpunkt 5825 

Regenspende R15,n=1=10,7mm, somit rund 119 l/s/ha 
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Deponiefläche rund 3,0 ha 

Abflussbeiwert begrünte Deponiefläche: rund 60% (in Anlehnung an ÖWAV-Regelblatt 11: durch gegebene 
Steilheit, höhere Annahme) 

Die anfallende Oberflächenwassermenge ergibt sich somit zu: 

Qab=3,0 ha x 119 l/s/ha x 0,6 = rund 214 l/s 

Die beantragte Konsensmenge beträgt somit rund ein Drittel der bisher bewilligten Konsenswassermenge 
in die Brunnenlaue. 

Die Oberflächenentwässerung der Deponieflanken wird nicht geändert. Die bestehende 
Oberflächenentwässerung für den Abschnitt 2.2. wird jedoch erweitert und in Form von Halbschalen entlang 
des Dammfußes fortgesetzt. Die Ableitung erfolgt teils in das bestehende Halbschalengerinne bzw. über ein 
neu herzustellendes Halbschalengerinne mit Anschluss an die bestehende Ausleitung. 

 
Böschungen, Randdämme und Zufahrten: 

Bei den Böschungen ergeben sich gegenüber der genehmigten Deponie keine Änderungen, die Neigungen 
werden eingehalten. Auch bei den Randdämmen ergeben sich überwiegend keine Änderungen. 

Da der Abschnitt 2.2.2. nicht mehr befüllt wird, ist zum Abschluss des Böschungsfußes jedoch ein 
zusätzlicher Randdamm zwischen Deponieabschnitt 2.2.1. und 2.2.2. erforderlich. 

Die Zufahrt wird an den endgültigen Deponiekörper angepasst errichtet und ergibt sich daher ebenso 
Abweichungen zur ursprünglichen bewilligten Zufahrtssituation. 

 
Nachnutzung: 

In der Nachsorgephase werden laufend Instanthaltungen der betrieblichen Einrichtungen getätigt. Der 
Betrieb der Sickerwasserableitung zur Kläranlage Dölsach inklusive Dokumentation wird aufrecht gehalten. 
Ebenso wird die Entgasungsanlage bis zum Erreichen der Unbrennbarkeit samt Dokumentation weiter 
betrieben. Vor Umsetzung der Baumaßnahmen erfolgt eine Setzungs- und Oberflächenvermessung. Das 
Grundwasser wird weiterhin im Rahmen der Grundwasseranalytik aller Deponieabschnitte beprobt und wird 
die Oberflächenentwässerungsanlage weiterhin instandgehalten. Letztlich erfolgen die Pflege und 
Rekultivierung bis zum Entlassen aus der Nachsorge. 

Die Durchführung der Umlagerungsmaßnahmen betreffend die Teilabschnitte 2.2.1. und 2.2.2. ist bis Ende 
2026 geplant, wobei bereits abschnittsweise die endgültige Oberflächenabdichtung und Rekultivierung 
erfolgen soll. Die baulichen Maßnahmen für die Schließung des Teilabschnittes 2.2.2. soll 2026 und 2027 
erfolgen und der Abschluss sowie die Zufahrt auf die Deponiekrone ist mit Ende 2027 veranschlagt. 

Die bislang vorgesehene und bewilligte Bestockung der endgültigen Abdeckung mit Bäumen ist aufgrund 
der Verpflichtung zur Einhaltung einer Sickerwasserneubildungsrate von 5% nicht mehr möglich. 
Stattdessen soll nunmehr eine Bepflanzung mit Gräsern, standortgerechten Sträuchern und Hecken erfolgen 
sowie die Fläche künftig mit Schafen beweidet werden. 

 

b. Stilllegung der Deponie: 

Mit gegenständlichem Einreichoperat wird die Stilllegung der Deponie Lavant II angezeigt.  

Mit Bescheid des Landeshauptmannes von Tirol vom 02.08.2017, Zl. U-ABF-6/33/132-2017, wurde die 
Anzeige betreffend die Stilllegung der Deponieabschnitte 1 und 2.1 der Deponie Lavant 
abfallwirtschaftsrechtlich zur Kenntnis genommen. 

Die angezeigte Stilllegung umfasst somit den restlichen Deponiebereich.  

Maßnahmen der auf 50 Jahre beantragte Nachsorgephase (laut Projekt):  
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➢ Laufende Instandhaltung aller betrieblichen Einrichtungen bis zum Ende der Nachsorge  
➢ Betrieb der Sickerwasserableitung zur Kläranlage Dölsach bis auf weiteres inkl. Dokumentation 

(Sickerwässer aus allen Deponieabschnitten)  
➢ Betrieb der Entgasungsanlage bis zum Erreichen der Unbrennbarkeit inkl. Dokumentation  
➢ Durchführung Setzungs- und Oberflächenvermessung vor Umsetzung der Baumaßnahmen  
➢ Grundwasseranalytik summarisch wie bisher im Rahmen der Grundwasseranalytik aller 

Deponieabschnitte  
➢ Pflege der Rekultivierung bis zur Entlassung aus der Nachsorge 
➢ Instandhaltung der Oberflächenentwässerungsanlage bis zur Entlassung aus der Nachsorge  
➢ Vervollständigung der Dokumentationsunterlagen 
 

Ein Bericht über den Ausgangszustand liegt nicht vor. Hinsichtlich der Bewertung, ob Verschmutzung von 
Boden und Grundwasser auf dem Gelände eine erhebliche Gefährdung der menschlichen Gesundheit oder 
der Umwelt als Folge der genehmigten Tätigkeiten darstellt, wird seitens der Konsenswerberin auf die 
laufenden Beweissicherung entsprechend dem genehmigten Beweissicherungsprogramm hingewiesen, 
wonach die Ergebnisse in den jährlichen Berichten des Deponieaufsichtsorgan dargestellt werden und noch 
nie Überschreitungen der Grenzwerte festgestellt wurden. Diesbezüglich wird weiters auf die Ergebnisse der 
durchgeführten Umweltinspektion vom 19.12.2023, wonach keine oder lediglich geringfügige Mängel 
bestehen, die augenscheinlich nicht zu Umweltbeeinträchtigungen führen können, wird hingewiesen. 

Die Maßnahmen seien daher ausreichend, um eine erhebliche Gefährdung der menschlichen Gesundheit 
oder der Umwelt wirksam zu unterbinden. Durch die beantragte Stilllegung wird weiters der bestehende 
Deponiekörper zukünftig vollständig oberflächlich abgedeckt sein und der Oberflächenwassereintrag somit 
reduziert, wodurch das Gefährdungspotential für Boden, Wasser und Luft minimiert wird. 

 

Verfahren und Anhörungsrechte: 

Der gegenständliche Antrag ist gemäß § 37 Abs. 3 Z 5 in Verbindung mit § 50 Abfallwirtschaftsgesetz 2002 
(AWG 2002), BGBl. I Nr. 102/2002, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2024, im vereinfachten Verfahren 
abzuwickeln. 

Nach § 50 Abs. 2 AWG 2002 hat die Behörde für eine Genehmigung gemäß § 37 Abs. 3 AWG 2002 den 
Antrag für vier Wochen aufzulegen. Binnen dieser Auflagefrist können die Nachbarn Einsicht nehmen und 
sich zum geplanten Projekt äußern. 

Die Einsichtnahme in das Projekt kann während der jeweiligen Amtsstunden bei der Gemeinde Lavant, 
Lavant 61, 9906 Lavant, oder bei der Abteilung Umweltschutz, Landhaus 1, Eduard-Wallnöfer-Platz 3, 6020 
Innsbruck, Zi. Nr. B 144, vorgenommen werden. 

 

Hinweis zur Akteneinsicht im Amt der Tiroler Landesregierung: 

Termine sind telefonisch unter der Nummer 0512/508 3468 oder per E-Mail an – umweltschutz@tirol.gv.at 
– zu vereinbaren. 

 

Für den Landeshauptmann: 

Mag. Melanie Kopp 
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